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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind innerhalb des Allge-
meinen Wohngebiets die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ansonsten ausnahmsweise zulässi-
gen Nutzungen nicht zulässig. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

2.1 Grundfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 und § 19 Abs. 4 BauNVO)  

Im Teilbereich des Allgemeinen Wohngebiet WA 2, in dem eine GRZ i.H.v. 0,6 festgesetzt 
ist, ist die Überschreitung der Grundflächenzahl durch die Grundflächen von  

• Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,  

• Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO,  

• baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,  

bis zu einer Grenze von 0,70 gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO zulässig. 

 

2.2 Höhe baulicher Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 und 18 BauNVO) 

Die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO festgesetz-
ten maximal zulässigen Höhen baulicher Anlagen beziehen sich auf Meter über Normal-
höhennull. Als oberer Bezugspunkt bei der Berechnung der maximal zulässigen Höhe 
baulicher Anlagen ist bei Anlagen mit Flachdach die Oberkante der Attika des obersten 
Geschosses und bei Schrägdächern die Oberkante des Firsts maßgebend. 

 

3. Soziale Wohnraumförderung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets dürfen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB Wohnge-
bäude nur errichtet werden, sofern diese zu 100 % mit Mitteln der sozialen Wohnraumför-
derung gefördert werden könnten. 

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 1 BauONRW) 

1. Vorgärten 

Gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 5 BauO NRW sind innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA) diejenigen Grundstücksflächen, die zwischen der das Grundstück erschließenden 
privaten Verkehrsfläche und der straßenseitigen Gebäudeflucht gelegen sind, als Vor-
gärten anzulegen und gärtnerisch zu gestalten und zu begrünen. Innerhalb der Vorgär-
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ten sind Stellplätze ausschließlich im Bereich der Garagen und Carportzufahrten zuläs-
sig sowie Zuwegungen zu Gebäuden außerhalb von Garagenzufahrten mit einer Breite 
von nicht mehr als 2,0 m anzulegen. 

2. Einfriedung 

Gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 5 BauO NRW sind im Allgemeinen Wohngebiet (WA) im Bereich 
innerhalb der zeichnerisch durch die gelbe Schraffur gekennzeichneten Flächen bauli-
che Einfriedungen (Zäune aller Art, Mauern, Hecken) bis zu einer Höhe von 1,00 m zu-
lässig. Für Bereiche, die nicht innerhalb der zeichnerisch gekennzeichneten Flächen lie-
gen, sind bauliche Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig. 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets ist für Einfriedungen die Verwendung von Ein-
wegkunststoffprodukten nach Artikel 3 Nummer 2 der Richtlinie (EU) 2019/904 nicht zu-
lässig. 

3. Terrassen 

Gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 5 BauO NRW sind ortsfeste Terrassenüberdachungen innerhalb 
des allgemeinen Wohngebiets nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig. 

 

HINWEISE 

1. Bauzeitenregelung „Gehölzbeseitigungen“ 

Die Fällung / Rodung / Beseitigung von Gehölzen ist zum Schutz von Brutvögeln in An-
lehnung an die Vorschriften des allgemeinen Artenschutzes (§39 BNatSchG) nur in der 
Zeit vom 01.10. bis zum 28. / 29.02. durchzuführen. 

2. Bauzeitenregelung „Gebäudeabriss“ 

Zur Vermeidung der Tötung von Fledermäusen in Winterlethargie muss der Abriss von 
Gebäuden innerhalb der Aktivitätszeit der Arten, also im Zeitraum vom 15.03. bis 31.10., 
unter ökologischer Baubegleitung durchgeführt werden. 

 

3. Schallschutz 

Aus Gründen des Schallschutzes wird empfohlen die Grundrissorientierungen so zu tref-
fen, dass an den der nahegelegene Gocher Landstraße (B9) zugewandten Fassaden 
keine Schlafräume vorgesehen werden. Für schutzbedürftige Räume, an denen eine ent-
sprechende Grundrissanordnung nicht umsetzbar ist, bzw. ab denen in den oberen Stock-
werken auch an den abgewandten Fassaden Orientierungswertüberschreitungen gege-
ben sind, muss im Zuge der Genehmigungsplanung auf eine ausreichende Schalldäm-
mung der Außenbauteile geachtet werden. 

 

4. Umgang mit Bodendenkmälern  

Im Plangebiet ist das Vorhandensein bedeutender Bodenfunde nicht auszuschließen. Die 
Entdeckung von Bodendenkmalen kulturgeschichtliche Bodenfunde, Mauern, Einzelfunde 
aber auch Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit und Fossilien) ist unver-
züglich der Unteren Denkmalbehörde der Gemeine Bedburg-Hau oder dem Rheinischen 
Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Xanten, anzuzeigen. Bodendenkmal und 
Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Auf die allgemeine Anzeige- bzw. Mel-
depflicht nach den Bestimmungen der §§ 15 und 16 des Gesetzes zum Schutz und zur 
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Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen - Denkmalschutzgesetz NRW 
(DSchG NRW) - wird verwiesen. 

 

5. Kampfmittel 

Der Stadtbereich von Bedburg-Hau war Kampfgebiet des Zweiten Weltkrieges, Einlage-
rungen von Kampfmitteln im Boden können daher nicht grundsätzlich ausgeschlossen 
werden. Bei Durchführung von Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen 
wie z.B. Rammarbeiten, Verbauarbeiten, Pfahlgründungen-, Rüttel- und hydraulischen 
Einpressarbeiten Sicherheitsüberprüfungen durch vorlaufende Sondierungsbohrungen 
durchzuführen. Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort einzu-
stellen. In diesem Fall ist die Gemeinde Bedburg-Hau, der Kampfmittelbeseitigungsdienst 
der Bezirksregierung Düsseldorf oder die nächstgelegene Polizeidienststelle unverzüglich 
zu verständigen. 

 

6. Entwässerung 

Das anfallende Niederschlagswasser von Dachflächen und befestigten Grundstücksflä-
chen des Allgemeinen Wohngebiets kann auf dem Grundstück versickern. Bei der Her-
stellung der hydraulischen Versickerungsanlagen ist darauf zu achten, dass die oberflä-
chennahen feinsandigen Böden vollständig entfernt werden und nach dem Aushub keine 
Verschlammung der Sohle, z.B. durch Regenereignisse, erfolgt. Als Versickerungsanla-
gen sollen Rigolen- oder Rohr-Rigolen-Systeme gewählt werden. Alternative können auch 
Kastenrigolen-Systeme verwendet werden. Mögliche Auflagen und Genehmigungen für 
die Versickerung von Niederschlagswasser sind ortsspezifisch und mit der zuständigen 
Fachbehörde abzustimmen. 

7. Einsehbarkeit von DIN-Vorschriften 

Soweit in diesem Planverfahren auf DIN-Vorschriften Bezug genommen worden ist, kön-
nen diese DIN-Vorschriften bei Bedarf in der Abteilung Planen und Bauen der Gemeinde 
Bedburg-Hau, Rathausplatz 1, 47551 Bedburg-Hau eingesehen werden. 
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